
 

  

S 51 KR 917/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 16.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Krankenversicherung –

Aufwandspauschale – Fälligkeit –
Verjährung 

Leitsätze -
Normenkette SGB V in der bis 24. März 2009 geltenden

Fassung § 275 Abs. 1c

BGB § 291 Abs. 1 

1. Instanz

Aktenzeichen S 51 KR 917/18
Datum 23.01.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 KR 141/20
Datum 18.10.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
23. Januar 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

Die Beklagte trÃ¤gt auch die Kosten des Berufungsverfahrens. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Der Streitwert wird fÃ¼r das Berufungsverfahren auf 100,- â�¬
festgesetzt. 

Â 

Tatbestand

                               1 / 5

https://dejure.org/gesetze/BGB/291.html


 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Zahlungsanspruch betreffend einer
Aufwandspauschale in HÃ¶he von 100,- â�¬. 

Die KlÃ¤gerin ist TrÃ¤gerin des Krankenhauses, in dem die bei der Beklagten
versicherte Patientin V M (auch im Folgenden Patientin) in der Zeit vom 15. April
2008 bis 17. April 2008 stationÃ¤r behandelt worden ist. BezÃ¼glich dieses
Behandlungsfalles erstellte der Medizinische Dienst der Krankenkassen (MDK) zwei
sozialmedizinische Stellungnahmen (2. MÃ¤rz 2009 und 1. Februar 2010), in denen
er zu dem Ergebnis kam, dass ein Behandlungstag zu streichen sei. Die Beklagte
nahm eine entsprechende RechnungskÃ¼rzung und Verrechnung vor. Das vor
diesem Hintergrund gefÃ¼hrte Klageverfahren beim Sozialgericht (SG) Berlin â�� S
72 KR 402/11 â�� wurde durch Urteil vom 3. Dezember 2015 entschieden, das die
KlÃ¤gerin Anspruch auf die ungekÃ¼rzte VergÃ¼tung habe. Eine
Aufwandspauschale wurde in dem benannten Verfahren von der KlÃ¤gerin nicht
geltend gemacht. 

Mit der â��Endabrechnungâ�� vom 27. April 2018 machte die KlÃ¤gerin eine
Aufwandspauschale von 100,- â�¬ geltend. Die Beklagte berief sich auf die
VerjÃ¤hrung eines allfÃ¤lligen Anspruchs und leistete keine Zahlung. 

Mit der am 1. Juni 2018 erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin die Zahlung von 100,-
â�¬ nebst Zinsen in HÃ¶he von 5 % Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz ab
RechtshÃ¤ngigkeit begehrt. Das SG Berlin hat mit Urteil vom 23. Januar 2020 die
Beklagte verurteilt, an die KlÃ¤gerin eine Aufwandspauschale in HÃ¶he von 100.-
â�¬ zu zahlen. Zum geltend gemachten Zinsanspruch enthÃ¤lt das Urteil keine
AusfÃ¼hrungen. Zu seiner BegrÃ¼ndung ist ausgefÃ¼hrt: Die als Leistungsklage
zulÃ¤ssige Klage sei begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin habe einen Anspruch nach Â§ 275
Abs. 1c Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Krankenversicherung â�� (SGB V) auf
Zahlung der Aufwandspauschale, weil die im Jahr 2010 durchgefÃ¼hrte PrÃ¼fung
im Ergebnis zu keiner Minderung des VergÃ¼tungsanspruches gefÃ¼hrt habe. Nach
Â§ 275 Abs. 1c Satz 3 SGB V in der bis zum 24. MÃ¤rz 2009 geltenden Fassung (aF)
habe die Krankenkasse dem Krankenhaus eine Aufwandspauschale in HÃ¶he von
100,- â�¬ zu entrichten, wenn die PrÃ¼fung der Abrechnung durch den MDK nicht
zu einer Minderung des Abrechnungsbetrages gefÃ¼hrt habe. Auf dieser Grundlage
sei der streitgegenstÃ¤ndliche Anspruch entstanden. Aufgrund des Urteils des SG
vom 3. Dezember 2015 stehe fest, dass der VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin in
der ursprÃ¼nglich geltend gemachten HÃ¶he bestehe und die eingeleitete MDK-
PrÃ¼fung im Ergebnis zu keiner Minderung gefÃ¼hrt habe. Der Anspruch auf die
Aufwandspauschale sei auch nicht verjÃ¤hrt. Denn er sei nicht bereits im Jahr der
MDK-PrÃ¼fung(en) (oder gar gemeinsam mit dem VergÃ¼tungsanspruch)
entstanden und fÃ¤llig geworden, sondern erst in dem Moment, in dem
festgestanden habe, dass die eingeleitete MDK-PrÃ¼fung im Ergebnis zu keiner
Minderung gefÃ¼hrt habe. Dies sei in der vorliegenden Konstellation erst durch das
Urteil des SG im Dezember 2015 der Fall gewesen. Die hier im Jahr 2018 erhobene
Klage sei damit innerhalb der regelmÃ¤Ã�igen VerjÃ¤hrungsfrist erhoben. Der
Auffassung des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg (LSG BB) in seinem Urteil
vom 8. Dezember 2016 â�� L 1 KR 508/14 â�� juris -, wonach die
Aufwandspauschale bereits fÃ¤llig werde, sobald im Krankenhaus der Aufwand
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entstanden sei, sei nicht zu folgen. Soweit das Bundessozialgericht (BSG) in der
Entscheidung vom 23. Juni 2015 â�� B 1 KR 24/14 R â�� in Rn. 10 ausgefÃ¼hrt
habe: â��FÃ¼hrt eine EinzelfallprÃ¼fung dagegen zu einer Minderung des
Abrechnungsbetrags, entfÃ¤llt die Aufwandspauschaleâ��, ergebe sich hieraus
weder, dass es sich bei der Verwendung des Begriffs â��entfÃ¤lltâ�� um eine
auflÃ¶sende Bedingung handele noch sei erkennbar, dass das BSG tatsÃ¤chlich
eine Aussage zur Entstehung und FÃ¤lligkeit des Anspruchs auf Zahlung einer
Aufwandspauschale habe treffen wollen. Aus den Intentionen des Gesetzgebers
lasse sich entnehmen, dass bei dem System eher insgesamt eine regulatorische
Wirkung gegenÃ¼ber ausufernden PrÃ¼fungen beabsichtigt gewesen sei, als eine
konkrete Bewertung der RechtmÃ¤Ã�igkeit des PrÃ¼fergebnisses des MDK. Bei
diesem VerstÃ¤ndnis der Regelung sei auf den tatsÃ¤chlichen Zeitpunkt der
PrÃ¼fung nicht maÃ�geblich abzustellen, sondern auf das wirtschaftliche Ergebnis
(keine Minderung). Dies gelte auch, wenn dieses Ergebnis im Einzelfall erst
erheblich spÃ¤ter, nÃ¤mlich gegebenenfalls nach einem Klageverfahren hinsichtlich
des VergÃ¼tungsanspruches, feststehe. Der Wortlaut der Vorschrift lege die
Annahme einer auflÃ¶senden Bedingung ebenfalls nicht nahe. Dort sei der
Umstand, dass eine PrÃ¼fung nicht zur Minderung fÃ¼hre, vielmehr als
Tatbestandsvoraussetzung oder als auslÃ¶sende (also allenfalls aufschiebende)
Bedingung formuliert. So habe bereits das SG Speyer mit Urteil vom 8. September
2017 â�� S 16 KR 683/15 â�� juris â�� (Rn. 84 â�� 86) ausgefÃ¼hrt, dass der
FÃ¤lligkeitszeitpunkt fÃ¼r einen Anspruch auf Aufwandspauschale nicht in Â§ 275
Abs. 1c SGB V und auch anderweitig nicht besonders geregelt sei. Demzufolge trete
FÃ¤lligkeit ein, sobald die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch
erfÃ¼llt seien (Â§ 271 Abs. 1 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch â�� BGB â��). Die
wesentliche Voraussetzung fÃ¼r die Entstehung des Anspruchs auf
Aufwandspauschale sei das Unterbleiben einer Minderung des
Abrechnungsbetrages infolge der MDK-PrÃ¼fung. Wenn die Entstehung eines
Anspruchs nicht vom Eintritt eines Ereignisses, sondern von dessen Unterbleiben
abhÃ¤nge, kÃ¶nne der Anspruch erst entstehen, wenn feststehe, dass das Ereignis
nicht mehr eintreten werde. Nichts Anderes ergebe sich aus der Entscheidung des
BSG vom 23. Mai 2017 â�� B 1 KR 24/16 R â�� (= SozR 4-2500 Â§ 301 Nr 8). In
dieser Entscheidung gehe es um GrundsÃ¤tze des intertemporalen Rechts und der
zeitlichen Anwendbarkeit unterschiedlicher Fassungen des Â§ 275 Abs. 1c SGB V.
FÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndliche Frage kÃ¶nne nichts hergeleitet werden. Der
Anspruch auf eine Aufwandspauschale sei auch nicht untrennbar mit dem
VergÃ¼tungsanspruch verknÃ¼pft. Dies ergebe sich schon daraus, dass der
Anspruch nicht entstehe, wenn eine PrÃ¼fung durch die Krankenkasse bzw. durch
den MDK nicht eingeleitet werde. Daher kÃ¶nne der Anspruch auf Zahlung einer
Aufwandspauschale nicht zeitgleich mit dem VergÃ¼tungsanspruch entstehen.
SchlieÃ�lich spreche gegen eine Entstehung und FÃ¤lligkeit bereits mit Einleitung
der PrÃ¼fung oder Entstehung des Aufwandes in praktischer Hinsicht auch, dass die
KrankenhÃ¤user den Anspruch dann bereits mit Einleitung der PrÃ¼fung in jedem
PrÃ¼ffall geltend machen kÃ¶nnten und die Krankenkassen zunÃ¤chst zur Zahlung
verpflichtet wÃ¤ren, um dann in der Folge die Erstattung der Aufwandspauschale
verlangen zu mÃ¼ssen, wenn sich eine Minderung ergebe. Mit Schreiben vom 2.
MÃ¤rz 2020 hat die Beklagte den Zinsanspruch der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Fall
anerkannt, dass sie zur Zahlung der Aufwandspauschale verurteilt wird. 
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Mit der vom SG zugelassenen Berufung wendet sich die Beklagte gegen die
angegriffene Entscheidung und trÃ¤gt vor: Das SG habe verkannt, dass der
Anspruch auf die Aufwandspauschale bereits in 2011 fÃ¤llig gewesen sei. Gegen die
Forderung sei zu Recht die Einrede der VerjÃ¤hrung erhoben worden. Das Urteil des
SG weiche insbesondere von der Rechtsprechung des LSG BB in seiner
Entscheidung vom 8. Dezember 2016 ab. Entfallen kÃ¶nne kraft Natur der Sache
nur das, was zuvor bestanden habe bzw. entstanden sei. WÃ¤re der Gesetzgeber
â�� wie das SG in der erstinstanzlichen Entscheidung â�� davon ausgegangen, dass
es sich bei dem Nichteintritt einer Minderung des Abrechnungsbetrages um eine
aufschiebende Bedingung handele, so wÃ¤re nicht der Begriff â��entfÃ¤lltâ��,
sondern vielmehr die Formulierung â��entsteht die Aufwandspauschaleâ�� nicht
verwendet worden. Es hÃ¤tte der KlÃ¤gerin oblegen, bereits mit der im Februar
2011 erhobenen Klage den Anspruch auf die fÃ¤llige Aufwandspauschale geltend zu
machen und nicht erst mehr als sieben Jahre spÃ¤ter mit der Rechnung unter dem
27. April 2018. Dieses von der KlÃ¤gerin eingestandene VersÃ¤umnis kÃ¶nne nicht
dadurch geheilt werden, dass nach mehr als sieben Jahren eine Rechnung
nachgereicht werde. 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 23. Januar 2020 aufzuheben und die Klage
abzuweisen. 

Die KlÃ¤gerin beantragt, 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Sie verteidigt die angegriffene Entscheidung. 

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung des Senats durch
Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung nach Â§ 124 Absatz 2 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und StreitverhÃ¤ltnisses wird Bezug
genommen auf die Gerichtsakte dieses Verfahrens sowie die Gerichtsakten â�� S 72
KR 402/11 â�� (SG Berlin) und die Verwaltungsakte der Beklagten, die bei der
Entscheidung vorgelegen haben. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. 

Streitgegenstand ist im vorliegenden Berufungsverfahren lediglich der Anspruch der
KlÃ¤gerin auf Zahlung einer Aufwandspauschale, nicht hingegen der mit der Klage
erhobene Zinsanspruch. Das SG hat Ã¼ber diesen Zinsanspruch nicht entschieden. 
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Das SG hat die Beklagte zu Recht verurteilt, an die KlÃ¤gerin wegen des im
Ergebnis ohne Beanstandungen durchgefÃ¼hrten MDK-PrÃ¼fverfahrens zu dem
Behandlungsfall der Patientin eine Aufwandspauschale in HÃ¶he von 100,- â�¬ zu
zahlen. Der Anspruch auf Zahlung der Aufwandspauschale ist dem Grunde und der
HÃ¶he nach begrÃ¼ndet und fÃ¤llig. Zutreffend hat das SG den Anspruch auf Â§
275 Abs. 1c Satz 3 SGB V aF gestÃ¼tzt. Der Anspruch auf die Entrichtung einer
Aufwandspauschale ist im Fall der KlÃ¤gerin entstanden, denn die gesetzlichen
Tatbestandsvoraussetzungen, insbesondere das Fehlen einer durch die MDK-
PrÃ¼fung mitbedungenen objektiv feststellbaren Abrechnungsminderung, sind
erfÃ¼llt. Ferner steht dem Anspruch auch nicht die geltend gemachte Einrede der
VerjÃ¤hrung entgegen. Zur nÃ¤heren BegrÃ¼ndung wird zunÃ¤chst gemÃ¤Ã� Â§
153 Abs. 2 SGG auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des angegriffenen Urteils
verwiesen, denen der Senat in vollem Umfang folgt. 

ErgÃ¤nzend ist lediglich auszufÃ¼hren: VerjÃ¤hrung ist nicht eingetreten, denn die
KlÃ¤gerin hat die Klage auf das Urteil des SG Berlin vom 3. Dezember 2015 â�� S
72 KR 402/11 â��, mit dem nach Eintritt der Rechtskraft erstmals bindend
feststand, dass eine objektiv feststellbare Abrechnungsminderung i. S. â��der
Zuerkennung eines geringeren Zahlbetragsâ�� (so ausdrÃ¼cklich BSG, Urteil vom
23. Juni 2015 â�� B 1 KR 24/14 R â�� Rn. 10) nicht bestand, am 1. Juni 2018 und
damit innerhalb der entsprechend dem Rechtsgedanken des Â§ 45
Sozialgesetzbuch â�� Allgemeiner Teil â�� vier Jahre betragenden VerjÃ¤hrungsfrist
(vgl. Bockholdt in Hauck/Noftz, Â§ 109 SGB V, Rn. 212) erhoben. Die VerkÃ¼rzung
der VerjÃ¤hrungsfrist nach Â§ 275 Abs. 5 Satz 1 SGB V ist erst zum 1. Januar 2019
in Kraft getreten und entfaltet jedenfalls fÃ¼r AnsprÃ¼che der KrankenhÃ¤user
keine RÃ¼ckwirkung, sodass die Frage einer analogen Anwendung dieser Norm
(vgl. dazu Bockholdt, aaO, Rn. 212d) auf die VerjÃ¤hrungsfrist der
Aufwandspauschale hier nicht entscheidungserheblich ist. 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197 Abs. 1 Teilsatz 1 SGG in Verbindung mit 
Â§ 154 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung und entspricht dem Ergebnis des
Rechtsstreits. 

Die Revision wird nicht zugelassen, weil GrÃ¼nde hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorliegen. 

Die Streitwertfestsetzung folgt aus Â§ 197 a Abs. 1 Teilsatz 1 Satz 1 SGG in
Verbindung mit Â§ 63 Abs. 2 Satz 1, Â§ 52 Abs. 1 und 3 Satz 1, Â§ 47 Abs. 1
Gerichtskostengesetz; sie ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG). 

Erstellt am: 01.12.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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